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Amt der o.Ö. Landesregierung 

Verf - 300502/5 - Hör 

Bundesgesetz zur Verbesserung 
der Mühlenstruktur (Mühlen­
strukturverbesserungsgesetz -
MSTVG) ; 
Entwurf - Stellungnahme 

Aa/SN-AST/~E 

Linz, am 11. Mai 1992 

DVR.0069264 

Verfassungsdienst: 
Bearbeiter Dr. Hörmanseder 
(0732) 2720 1172 

Zu GZ 33.530/5-111/11/92 vom 14. April 1992 

BG'ir~fft Gl1f~TZENTWUI3F 
An das fl ............................................ -GE/19 ... f.k 
Bundesministerium für ~atum: 1 2. MAI1991~. 
wirtschaftliche Angelegenheitel I }.;\ r; nl' . r 11., fJ 

~ " '1 I ~'\I • "J /.-. V' J&cIt.:i I" eitel t ......................... : ............... ..,(,1 ..... . 
Stubenring 1 ' 

1011 Wie n ~7'-1~ v~'tW/'V (!'Pf l 
, , j 
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Das Amt der o.Ö. Landesregierung beehrt sich, zu dem mit der 

do. Note vom 14. April 1992 versandten Gesetzentwurf wie 
i 

folgt Stellung zu nehmen: 

Gegen den Inhalt des Entwurfes bestehen keine Einwände 

grundsätzlicher Natur. 

Bedauerlich ist allerdings, daß einmal mehr eine 

kompetenzrechtliche Regelung außerhalb des B-VG durch ein 

"Art. I-Gesetz" getroffen wird. Bereits aus Anlaß des über 

die Mühlengesetz-Novelle 1988 durchgeführten Begutachtungs­

verfahrens wurde darauf hingewiesen, daß solche Konstruk­

tionen wegen der dadurch bewirkten Zersplitterung und Un­

übersichtlichkeit des materiellen Verfassungsrechts, aber 

auch au~ grundsätzlichen föderal~stischen Erwägungen proble­

matisch und im Grunde abzulehne~ sind. Der letztgenannte 

Einwand erhält vor dem Hintergrund der im Gang befindlichen 

Strukturreformdebatte über eine neue Kompetenzverteilung 

zwischen Bund und Ländern besonderes Gewicht. Gerade die 

Strukturreformdiskussion böte Möglichkeiten, im Bereich der 

Marktordnungsgesetze endlich zu einer dauerhaften, 
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praktikablen und aus bundesstaatlicher Sicht vertretbaren 

Bereinigung der Kompetenzlage zu gelangen. 

25 Mehrabdrucke dieser Stellungnahme werden u.e. dem Präsi­

dium des Nationalrates übermittelt. 

Für die o.Ö. Landesregierung: 

Dr. E. Pes end 0 r f e r 

Landesamtsdirektor 

a) Allen 
oberösterreichischen ÖVP- und SPö-Abgeordneten 

~
u ationalrat und zum Bundesrat 

b An das 
Präsidium des Nationalrates (25-fach) 
1017 Wie n, Dr. Karl Renner-Ring 3 

c) An alle 
Ämter der Landesregierungen 

d) An die 
Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der NÖ. Landesregierung 
1014 Wie n, Schenkenstraße 4 

e) An das 
Büro des Bundesministers für 
Föderalismus und Verwaltungsreform 
1014 Wie n , Minoritenplatz 3 

zur gefälligen Kenntnis. 

Für die o.Ö. Landesregierung: 

Dr. E. Pes end 0 r f e r 

Landesamtsdirektor 
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